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IV B 4 - 4867 - 115/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


ßetr.: Folgegesetzgebung im Zusammenhang mit dem 
Flurbereinigungsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage 220 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 1982 - 


Die Anfrage beehre ich mich wie folgt zu beantworten : 

Das Problem der Realteilung stellt sicli nicht nur für die Gebiete, 
in denen Flurbereinigungsverfahren durchgeführt worden sind, son- 
dern allgemein für weite landwirtschaftliche Gebiete. Es sprechen 
deshalb gewichtige Gründe dagegen, den Fragenbercich auf die Flur- 
bereinigung zu beschränken, vielmehr ist eine umfassende Regelung 
geboten. Den Ansatzpunkt für diese Regelung sehe ich in der not- 
wendig gewordenen Ablösung des Kontrollratsgesetzcs Nr. 45 und 
der hierzu in den einzelnen Ländern und ehemaligen Zonen ergan- 
genen Durchführungsvorschriften. In meinem Hause ist ein Grund- 
stückverkehrsgesetz vorbereitet worden, mit dem das Besatzungsrecht 
und die auf ihm beruhenden Durchführungsvorsdhiriften durch eine 
einheitliche Regelung für das gesamte Bundesgebiet ersetzt werden 
sollen. Der Gesetzentwurf liegt den Ressorts der Bundesregierung 
zur Stellungnahme vor. Er wird demnächst dem Kabinett zugeleitet 
werden können. 

Um eine Grundstückszersplitterung zu verhindern, ist in dem Entwurf 
des Grundstückverkehrsgesetzes eine Bestimmung enthalten, nach 
der die für die Genehmigung einer Grundstücks Veräußerung zustän- 
dige Landwirtschaftsbehörde zu prüfen hat, ob die Veräußerung 
eine unwirtschaftliche Verkleinerung oder Aufteilung eines Grund- 
stücks oder Betriebs zur Folge haben würde. Die Genehmigung ist 
zu versagen oder nur unter Auflagen und Bedingungen zu erteilen, 
wenn dies der Fall sein würde. Die Beachtung dieser Bestimmungen 
in der Praxis wird ausreichen, unwirtschaftliche Zersplitterungen des 
Grund und Bodens allgemein und insbesondere auch in flurbcreinig- 
ten Gebieten zu verhindern. Ein absolutes Verbot, daß jegliclie Tei- 
lung von Grundstücken in flurbereinigten Gebieten zum Inhalt 
hätte, würde nicht zulässig sein, könnte sich im übrigen als 
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sehr hinderlich erweisen, als zweckmäßig erkannte Veräußerungen 
vorzunehmen. Außerdem würde es leicht dazu führen, unnötige 
Widerstände gegen die Einleitung von Flurbereinigungsverfahren 
hervorzurufen, weil in den betroffenen Kreisen der Eindruck ent- 
stehen müßte, daß sie mit der Einleitung eines Flurbereinigungsver- 
fahrens einem Sonderrecht unterstellt würden. Im Endergebnis würden 
dadurch die Bemühungen um die Verbesserung der Agrarstruktur 
nur erschwert. 

Im übrigen darf ich noch darauf hinweisen, daß auch nach dem 
bisher schon bestehenden Rechtszustand die unwirtschaftlichen Zer- 
splitterungen oder Aufteilungen von Grundstücken nicht genehmigt 
werden dürfen. Die Fiandhabung dieser Bestimmungen leidet zur 
Zeit nur darunter, daß sie in den einzelnen Ländern und ehemaligen 
Zonen nicht einheitlich gehalten sind und deswegen in der Praxis 
und in der Rechtsprechung der Landwirtschaftsgerichte eine 
klare Grundlinie nur schwer zu erzielen ist. Ich erwarte, daß diese 
Schwierigkeiten nach Einführung des Grundstückverkehrsgesetzes 
behoben sein werden. 


In Vertretung 
Dr. Sonnemann 



